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Zwei gängige Klischees über die Deutschen lauten, sie liebten ihr Auto abgöttisch und hielten sich, wenn auch manchmal murrend, an Vorschriften. Zusammengenommen führt das zu Widersprüchen, die im Verkehr ihren Niederschlag finden: Die Bundesbürger wollen möglichst viel Freiheit auf der Straße und haben so, als letzte in Europa, ein allgemeines Tempolimit bis heute verhindert. Zugleich unterwerfen sie sich in der Regel bereitwillig den staatlichen Vorstellungen darüber, was am Steuer erlaubt ist und was nicht. 

Dieses Vertrauen in die Weisheit des Verkehrsrechts wird nun wieder auf eine harte Probe gestellt. Die Bundesregierung nämlich hat vor, die Strafen für zahlreiche Regelverstöße drastisch zu erhöhen. Raser und Drängler sollen deutlich stärker zur Kasse gebeten werden, Alkoholsünder gar doppelt so viel Bußgeld zahlen wie bisher. Für diesen Teil des Plans erhält Verkehrsminister Wolfgang Tiefensee breite Zustimmung. Nicht nur seine Länderkollegen, die diese Woche über den neuen Bußgeldkatalog beraten, sind für ein hartes Vorgehen gegen Rowdies am Steuer. Auch die große Mehrheit der Bevölkerung weiß Tiefensee hinter sich. Disziplin auf der Straße wiegt, so scheint es, für die allermeisten schwerer als der pure Spaß am Fahren. 

Die Vernunft überwiegt also, und das bezeugen auch die Statistiken. Zwar sterben noch jede Woche mehr als einhundert Menschen auf deutschen Straßen. Die Zahl der Getöteten hat sich jedoch binnen 15 Jahren halbiert. Trotz wachsenden Verkehrsaufkommens gibt es zudem immer weniger Verletzte. Das hat viel mit der passiven Sicherheit moderner Autos zu tun, denn die Gesamtzahl der Unfälle stagniert auf hohem Niveau. Doch sind auch Alkoholeinfluss oder überhöhte Geschwindigkeit als Ursache für blutige Unfälle rückläufig. Viele Fahrer haben also dazugelernt und sich von schärferen Regeln wie der gesenkten Promillegrenze - oder von den drohenden Bußen - beeindrucken lassen. Das Drängeln und dichte Auffahren dagegen, auch das zeigen die Zahlen, grassiert weiter. Tiefensee täte also gut daran, diesem Problem besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Angesichts der Gefahren ist die geplante Buße von 400 Euro noch immer zu mild. 

Denn eines muss, bei allem Verständnis der Bürger für nötige Regeln, auch ein Verkehrsminister beachten: Strafen und Bußen haben der Verhältnismäßigkeit zu entsprechen. Zudem sollten sie nicht ausschließlich über Abschreckung wirken, sondern Raum für Einsicht lassen. Nur so lässt sich die gewünschte Wirkung erzielen und das Verhalten der Fahrer dauerhaft beeinflussen. Leider verletzt der Entwurf aus dem Hause Tiefensee diesen Grundsatz in einigen Punkten. Selbst für geringfügige Verstöße wie die Missachtung des Sonntagsfahrverbots für Lastwagen will die Regierung die Bußen fast verdoppeln. Zudem sollen Falschparker in bestimmten Fällen deutlich mehr bezahlen. Für die Verkehrssicherheit bringt das nichts, wohl aber Mehreinnahmen für die öffentliche Hand. Durch die Mischung von sinnvollen und ärgerlichen Änderungen diskreditiert Tiefensee das richtige Anliegen, schwere Unfälle zu verhindern und Leben zu schützen.

Auffällig ist überdies der völlige Mangel an Kreativität im Umgang mit Verkehrsdelikten und, das nebenbei, mit Verkehrsproblemen überhaupt. Anderes als eine pauschale Anhebung von Bußen scheint den Ministerialbeamten nicht einzufallen. Dabei gibt es Beispiele dafür, wie sich die gewünschte Steuerwirkung erhöhen lässt. In skandinavischen Ländern richten sich die Bußgelder nach dem Einkommen des Fahrers: Wer viel verdient, zahlt auch viel. In Finnland musste ein Nokia-Manager vor Jahren 116 000 Euro berappen, weil er 75 statt der erlaubten 50 km/h gefahren war. Das Modell ließe sich leicht auf Deutschland und hier auch auf geringe Verstöße übertragen. 

Warum nicht auch Strafmandate nach dem Wagentyp oder wie die Steuer nach dem Hubraum staffeln? Das hat nichts mit Neid zu tun, sondern folgt der Logik, dass Bußen spürbar sein müssen, um zu wirken. Einen Porsche-Besitzer aber kratzt es deutlich weniger als einen Fiat-Fahrer, wenn er 20 Euro für Falschparken bezahlen muss. Und warum nicht Raser oder Drängler zum kurzen Dienst in einer Reha-Klinik für Unfallopfer verpflichten? Ein Fahrer, der sieht, welche Folgen sein Fehlverhalten haben kann, wird anders darüber denken. Wer die Vernunft im Verkehr weiter fördern will, darf nicht nur Vorschriften verschärfen, sondern muss Ideen entwickeln und auf Einsicht setzen.
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